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Meldungen:

KCK: Keine Verhandlungen
mit dem derzeitigen Regime
In den letzten Tagen gemachte
Äußerungen des türkischen
Ministerpräsidenten Yıldırım,
die PKK würde Gespräche
suchen, hat die Gemeinschaft der
Gesellschaften Kurdistans KCK
nun mit scharfen Worten
dementiert. In ihrer Erklärung
heißt es dazu: „Mit einer Regie-
rung,  die die Freiheitsbewegung
der Kurden und die demokrati-
schen Kräfte zu vernichten trach-
tet und eine hegemonistische,
autoritäre, faschistische Ordnung
errichten will, gibt es nichts, was
wir zu bereden haben. Die kurdi-
sche Frage lässt sich allein im
Gespräch mit einer Regierung,
die über ein demokratisches Ver-
ständnis verfügt, lösen. Ein sol-
ches Verständnis, einen dem ent-
sprechenden Charakter lässt die
AKP allerdings vermissen.“ Statt
auf Gespräche mit der Regierung
scheint die KCK eher auf eine
Demokratiebewegung in der
Türkei zu setzen. So heißt es in
der Erklärung, dass eine Ände-
rung der Mentalität und Heran-
gehensweisen „nur durch den
Kampf der demokratischen Kräf-
te“ zu ermöglichen sei, „die Tür-
kei würde sich demokratisieren
und die kurdische Frage könne
eine Lösung finden“.
„Mit einem Regime, dass die Ver-
einbarung von Dolmabahçe, die
mit dem Bemühen Öcalans
zustande kam, leugnet und einen
Krieg beginnt“, erklärt die KCK,
„ist es nicht möglich, ein Pro-
blem durch Verhandlungen zu
lösen.“ Ihr Fazit aus den Erfah-
rungen der Vergangenheit erklärt
die KCK deutlich: „Die kurdi-
sche Freiheitsbewegung wird mit
politischen Kräften, die im Rah-
men einer Demokratisierung der
Türkei nicht deutlich die kurdi-
sche Existenz anerkennen, die
nicht offen das freie und demo-
kratische Leben der Kurden
respektieren, erst gar nicht mehr
verhandeln.“ Ein weiteres Mal
wolle man sich und die Völker
nicht hinhalten und täuschen las-
sen. (ANF, 16.6., ISKU)

Ausgangssperren über Licê,
Farqîn und Pasûr ausgeweitet
Über Licê, einem Landkreis von
Amed (Diyarbakır), wurde schon
vor Tagen über 13 Dörfer die
Ausgangssperre verhängt. Zeit-
gleich mit der Ausgangssperre
begannen über Stunden anhal-
tende Luftangriffe der türkischen
Armee, bei denen auch ein Dorf
zu Schaden kam. Gestern wurde
die Ausgangssperre erweitert, so
dass insgesamt 25 Dörfer in der
Ebene zwischen Licê, Hêni

Seit dem 3. Mai, dem interna-
tionalen Tag der Pressefreiheit,
hat die Tageszeitung Özgür
Gündem eine Kampagne zur
Solidarität mit ihrer Zeitung
und für die Pressefreiheit gestar-
tet. Jeweils für einen Tag über-
nimmt ein/e JournalistIn oder
Intellektuelle/r die verantwortli-
che Redaktion der Zeitung. Täg-
lich wechseln die Aufgaben. Seit
Beginn der Kampagne haben
sich 49 Menschen an dieser
Kampagne beteiligt. Gegen 39
von ihnen wurde ein Ermitt-
lungsverfahren durch die Staats-
anwaltschaft eingeleitet. 6
Ermittlungsverfahren wurden
später eingestellt, 6 wurden ans
Gericht weiter geleitet.
Die Vorsitzende der Menschen-
rechtsstiftung TİHV, Prof. Dr.
Şebnem Korur Fincancı, der
Schriftsteller Ahmet Nesin und
Erol Önderoğlu, Vertreter der
Organisation Journalisten ohne
Grenzen (ROG) in der Türkei,
die zu Letzt an der Kampagne

teilgenommen haben, sind
gestern verhaftet worden. Als
Grund werden Artikel, die an
den Tagen, als sie die Verantwor-
tung der Zeitung übernommen
hatten, benannt.
Heute, am 50.Tag der Kampag-
ne, hat sich auch der Journalist
und Chefredakteur der Tageszei-
tung Cumhuriyet Can Dündar
der Kampagne angeschlossen.
Can Dündar erklärte: „Die Ver-
haftungen vom Vortag sind eine
Botschaft. Sie sagt: Wenn ihr an
der Seite der Wahrheit steht,
werdet ihr verhaftet.“ Er rief zur
Solidarität mit Özgür Gündem
auf: „Auch ich habe die Bot-
schaft erhalten. So bin ich denn
gekommen, Solidarität zu zei-
gen.“
Federica Mogherini und Johan-
nes Hahn äußerten sich im
Namen der Europäischen Union
und nahmen Stellung zu den
Verhaftungen. Beide wiesen die
Türkei erneut darauf hin, dass
„jedes Land, das der EU beitre-

ten will, auch die Menschen-
rechte garantieren müsse.“
Nach der Verhaftung von
Şebnem Korur Fincancı, Erol
Önderoğlu und Ahmet Nesin,
haben sich jetzt etliche Journali-
stInnen solidarisiert. 107 Journa-
listInnen haben in einer Solidari-
tätsliste bekundet, dass auch sie
bereit sind einen Tag lang verant-
wortliche/r RedakteurIn der Zei-
tung Özgür Gündem sein zu
wollen. Die Liste wurde der Zei-
tung Özgür Gündem übergeben.
In einer Pressekonferenz zuvor
forderten sie die Freilassung der
JournalistInnen. Zana Kaya von
Özgür Gündem bedankte sich
dann auch im Namen der Zei-
tung für so viel Solidarität. Er
betonte: „Die Angriffe gegen
Özgür Gündem richten sich
nicht allein gegen Özgür Gün-
dem. Sie richten sich gegen die
ganze Gesellschaft und gegen alle
JournalistInnen. Sie sind nur mit
unserer Solidarität zu überwin-
den.“ (ANF, 21.6., ISKU)

Solidarität mit der 
Tageszeitung Özgür Gündem

Nachdem auf Order des türki-
schen Staatspräsidenten Erdoğan
die Immunität von Abgeordneten
aufgehoben wurde, sind 510
Anträge auf Anklage allein gegen
die Abgeordneten der HDP an
die Staatsanwaltschaft weiter
geleitet worden. Vorladungen
zum Verhör sind die allgemeine
Folge dessen. Wer in der Türkei
einer solchen Ladung nicht Folge
leistet, wird zwangsweise vorge-
führt. Sollten die Abgeordneten
den Vorladungen Folge leisten,
würde das in nächster Zeit ihre
gesamte Zeit in Anspruch neh-
men. Der Arbeit, wofür sie
gewählt worden sind,  könnten
sie nicht mehr nachkommen.
Allein gegen den Abgeordneten
und Co-Vorsitzenden der Demo-
kratischen Partei der Völker HDP
Selahattin Demirtaş liegen 93
Anträge auf Anklage vor. Insge-
samt wird gegen ihn zwei Mal
lebenslänglich, zusätzlich weitere
486 Jahre Haft gefordert. Die
Abgeordneten der HDP haben
bereits im Vorfeld erklärt, dass sie
den Vorladungen nicht Folge lei-
sten werden. Alles andere liege
hingegen nicht in ihrer Hand.
Selahattin Demirtaş, Co-Vorsit-
zender der HDP, hat sich gegenü-

ber BBC Türkçe zu verschiedenen
aktuellen Themen geäußert.
Zur Diskussion über Kontakte
zwischen Vertretern der kurdi-
schen Freiheitsbewegung und der
Regierung erklärte Demirtaş:
„Zu der Zeit waren in den Ver-
handlungen nicht wir die direk-
ten Ansprechpartner. Von uns
wurde in dem Rahmen nur eine
gewisse Unterstützung erwartet
und wir als HDP waren auch
bereit zu helfen. Alle Treffen fan-
den dann auch mit meinen Wis-
sen statt.
Es gab vor allem, bevor die Ope-
rationen in den Städten Şirnex
(Şırnak), Gever (Yüksekova) und
Nisêbîn ( Nusaybin) begannen,
einen Dialog zwischen der Regie-
rung und Kandil‚ ob eine Lösung
zu finden sei. Das war keine
Sache in der wir direkt Mittel-
spersonen waren. Wir hatten
weder mit Kandil ein direktes
Gespräch noch mit der Regie-
rung. Wir waren lediglich dahin-
gehend behilflich, dass der Ver-
kehr der Gespräche problemlos
abgewickelt werden konnte.
Bedauerlicher Weise haben sie zu
keinem Ergebnis geführt. Wenn
man so sagen will, ist die Regie-
rung, wenn auch nur in sehr

geringem Maße, auf eine Suche
gegangen. Es ist dabei eine
Diskussion geführt worden, ob
die sich dort befindlichen bewaff-
neten Personen abgezogen wer-
den und eine Operation dann
nicht erfolge. Aber soweit ersicht-
lich, hat Erdoğan nach den gan-
zen Sondierungen die Verhand-
lungen beendet.“
Auf die Möglichkeit neuerlicher
Gespräche angesprochen erklärte
Demirtaş: „Zu der Frage hat
weder Kandil noch die Regierung
uns etwas zukommen lassen. Der
Ministerpräsident selbst hat
erklärt, die PKK habe ihm die
Botschaft gesandt, sie wäre bereit
die Waffen zu strecken. Aber
weder ich noch die HDP verfü-
gen dazu über irgend eine Infor-
mation. Abdullah Öcalan ist ein
politischer Häftling der in İmralı
unter spezieller Isolation steht.
Sollte es Gespräche zwischen ihm
und Vertretern des Staates geben
(Anmerkung des Übersetzers: die
türkische Tageszeitung Hürriyet
hatte eine entsprechende Mel-
dung einige Tage zuvor lanciert),
bedeutet das nicht, dass es politi-
sche Gespräche, Verhandlungen
oder einem Dialog gibt. Letztend-
lich halten sie ihn in einem

Zwei Mal lebenslänglich, zusätzlich weitere
486 Jahre Haft für Demirtaş gefordert



Minbic: Politrat beginnt Arbeiten in
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(Hani), Farqîn (Silvan), Hezro
(Hazro) unter Ausgangssperre
stehen.
Bei den Luftangriffen sollen auch
die Dörfer Mizak (Kılıçlı) und
Qurmik (Konuklu) getroffen
worden sein. Über Schäden lie-
gen noch keine Meldungen vor.
Am 22.6. wurden ebenfalls über
drei Dörfer des Landkreises
Pasûr (Kulp) die Ausgangssperre
verhängt. Mit Licê ist inzwischen
jegliche Verbindung vollständig
abgebrochen. Weder telefonisch
noch per Internet ist ein Verbin-
dung dorthin möglich, gleiches
gilt für den Landkreis Farqîn.
Die ehemalige Präsidentin der
Parlamentarischen Versammlung
des Europarats, Anne Brasseur,
wies darauf hin, dass „Ausgangs-
sperren, wie schon die Venedig-
Kommission, (einer Kommis-
sion des Europarates die Länder
Verfassungsrechtlich berät) dar
gelegt hat, rechtlich unzulässig
sind.“

(ANF/YH, 21./22.6., ISKU)

Minbic Militärrat: Weitere
Fortschritte
Die Operation zur Befreiung
der Stadt Minbic und der
umliegenden Dörfer unter dem
Kommando des Minbicer Mili-
tärrats erreichte am Donnerstag
ihren 23. Tag. Zuletzt konnte
die Stadt Minbic vollkommen
eingekreist werden, wobei
jedoch nach verschiedenen
Angaben ein kontrollierter Kor-
riodor offengelassen werden
sollte, durch den die IS Kämp-
fer sich zurückziehen sollen, da
größere Kämpfe sowohl die
Stadt vollkommen zerstören, als
auch die verbliebenen Einwoh-
nerInnen in große Lebensgefahr
bringen würde. Dies zeigt sich
aus den Erfahrungen von Kob-
anê und anderer Städte.
Mittlerweile scheinen die Ban-
denmitglieder zusehends in
Panik zu geraten und agieren
immer häufiger mit Selbstmord-
angriffen, die jedoch bisher
keine nennenswerte Wirkung
hatten. Zur Zeit finden rund
um die Stadt Kämpfe statt, da
der IS sämtliche Vorstöße ver-
sucht aufzuhalten.

(ANF, 23.6., ISKU)

Quellen:

ANF Firat
Nachrichtenagentur

YH Yüksekova Haber

Am 5. April wurde in der Stadt
Sirrin im Kanton Kobanê der
Politrat von Minbic durch Ein-
wohnerInnen der Stadt und der
umliegenden Dörfer gegründet,
die vor den Banden des Islami-
schen Staates in die freien Gebie-
te West-Rojavas flüchteten. Der
Politrat setzt sich aus AraberIn-
nen, KurdInnen, TurkmenInnen
und TscherkessInnen zusammen,
die nun dabei sind, nach über
zweieinhalb Jahren in ihre Hei-
mat zurückzukehren.
Die Ko-Vorsitzende Sozdar Xalid
stammt aus Minbic und war
ebenfalls gezwungen ihre Hei-
matstadt 2013 zu verlassen, um
den Massakern durch die islami-
stischen Banden von al-Nusra
und Co zu entgehen. Xalid floh
damals nach Bakur (Nordkurdi-
stan/Osttürkei), kam jedoch
bereits ein Jahr später zurück, vor-
erst nach Kobanê.
Wie, warum und aus welchem
Umstand heraus wurde der Politrat
von Minbic gegründet?
Zunächst wurde der Rat auf
Wunsch und Bedarf der Bevölke-
rung von Minbic heraus gegrün-
det. Zuvor konstituierte sich
bereits der Militärrat, um der
Notwendigkeit nach Schutz und
Sicherheit nachzukommen.
Danach wurde dann am 5. April
der Politrat im Kanton Kobanê,
also quasi im Exil gegründet. (...)
Die Befreiung Minbic’s wurde
zum Thema spätestens seit der
Besatzung durch den IS. Es
kamen Diskussionen auf, wie das
soziale Leben in und um Minbic
aussehen kann, nachdem die
militärische Befreiung erfolgreich
ist, der Bedarf eines politischen
Rates entstand.

Du warst nun bereits in den befrei-
ten Gebieten, was brauchen die
Menschen?
Wir waren gezwungen den Poli-
trat in Sirrin zu gründen, quasi im
Exil. Dennoch waren wir zu jeder
Zeit mit Minbic verbunden und
sobald die ersten Gebiete durch
die Operation befreit waren, sind
wir dort hin gefahren. Wir began-
nen sofort damit die Bedürfnisse
der Menschen in Erfahrung zu
bringen und nach Möglichkeit zu
befriedigen. Wir unterstützen die
Menschen mit dem Nötigsten,
wie Essen und Medikamente. Der
Kanton Kobanê, der eigentlich
selber jede Hilfe benötigt, half
uns dabei unseren Menschen zu
helfen. Das was die Menschen
hier am nötigsten brauchen ist
Brot, danach kommt Treibstoff
für Fahrzeuge und Stromgenera-
toren.
Die Menschen kommen auch in
euer Zentrum, um mit euch zu
sprechen, wie stehen sie zu der mili-
tärischen Operation? Begrüßen sie
sie? Wie ist ihre Meinung? Wie sind
die Bedingungen der Frauen?
Wir waren überrascht, wir haben
nicht mit einem so enormen
Interesse für uns gerechnet. Bis
auf wenige Personen zeigt der
Großteil der Menschen ein reges
Interesse an unserer Arbeit. Die
Konstituierung von Rätestruktu-
ren in den befreiten Dörfer ent-
wickelt sich rapide. Die Men-
schen haben ein enormes und
verständliches Interesse sich selber
wehren und verteidigen zu kön-
nen, sie wollen Teil des bewaffne-
ten Kampfes gegen den IS wer-
den.
Wir verichten unsere Arbeit mit-
ten unter den Menschen und sie

melden uns eine große Freude
über die Operation und Befrei-
ung Minbic’s zurück. Viele wei-
nen vor Freude. Viele berichten,
dass sie seit Beginn der Operation
Tag für Tag auf das Anrücken der
befreienden Kräfte warten. Sie
sehen diese Kräfte als ihre eigenen
und sagen, dass sie die Gräuel des
IS durch die Freude über ihre
Freiheit vergessen können.
Frauen sind diejenigen, die am
meisten unter den Grausamkeiten
des IS leiden mussten. Von Haus-
arresten, über Steinigungen, bis
hin zur gewaltsamen Ganzkörper-
verschleierung, sie erlitten am
meisten. Dies erklärt auch,
warum Frauen diejenigen sind,
die die Befreiung mit der größten
Begeisterung und Freude emp-
fangen. In manchen Dörfern, die
wir nach ihrer Befreiung besuch-
ten, rissen sich junge Frauen die
Vollverschleierung vom Körper
und sagten, dass sie es nicht glau-
ben können endlich frei zu sein.
Was sind nun die Ziele des Rates?
Unser Hauptziel ist die Sicherung
der Selbstbestimmung der Men-
schen in Manbij und den umlie-
genden Dörfern. Wir planen
Schulen, Volks- und Frauenräte
und sind dabei Komitees für die
Bereiche Gesundheit und Wirt-
schaft zu formen. Dieser Rat wird
der Beginn eines neues Lebens für
unsere Heimat. Manbij ist eine
historische Stadt in der Menschen
aus verschiedensten Nation und
verschiedener Völker und Kultu-
ren leben. Für uns ist ein essen-
zieller Bestandteil der Selbstver-
waltung durch die Bevölkerung,
dass die Menschen gleichberech-
tigt und geschwisterlich zusam -
menleben. (ANF, 20.6., ISKU)

Gefängnis fest, das ihrem Mini-
sterium untersteht. Den Schlüssel
dazu hält der Justizminister in
Händen. Wann immer es ihm
passt kann er die Tür öffnen und
mit ihm selbst reden, aber selbst
das würde dann noch lange nicht
bedeuten, dass erneut Verhand-
lungen oder ein Dialog zum kur-
dischen Problem stattfindet. Nur
wenn es zu einem Gesprächsver-
kehr mit politischen Delegatio-
nen und als drittes Auge dies in
Gegenwart eines Vermittlers
geschieht, erst dann kann man
davon ausgehen, dass erneut Ver-
handlungen für eine Lösung auf-
genommen wurden. Deshalb ist
alles jetzt nur Spekulation.
Abdullah Öcalan hat seit mehr als
einem Jahr zu niemanden mehr
Kontakt, für die Außenwelt sind
Kontakte zwischen ihm und dem
Staat – sollte es solche denn über-
haupt geben – ohne Bedeutung.“
In den letzten Tagen waren Äuße-
rungen des Abgeordenten Altan
Tan (HDP) vermehrt in der Pres-
se zu lesen. Irretationen, die
dadurch hervor gerufen worden

sind, stellt Demirtaş dann auch
folgend klar: „Die Haltung unse-
rer Partei gegenüber Gewalt ist
unzweifelhaft, wir sind eine Partei
die eine demokratische Politik
ausübt, die eine Demokratie ver-
teidigt, die pluralistisch, vielspra-
chig, multikulturell ist und allen
Glaubensrichtungen Raum gibt.
Jedem, der in unserer Partei Poli-
tik betreibt, ist das bekannt und
handelt auch dem entsprechend.
Natürlich darf unsere Partei auch
kritisiert werden. Aber der richti-
ge Ort dafür ist nicht die Presse
oder die Medien, sondern die
Gremien der Partei. Unsere Partei
befindet sich nicht auf dem Schei-
deweg der Frage zwischen Gewalt
oder demokratischer Politik. Sie
hat ihren Weg gewählt, die Linie
ist klar. Jegliche Äußerung darü-
ber, dass die HDP am Scheide-
weg stände zeigen nur, dass das,
was die HDP ist nicht ausrei-
chend begriffen wurde.“ (...)
Demirtaş konkretisiert dann auch
die HDP verteidige  Säkularismus
und Religionsfreiheit. Selbstver-
ständlich könnten sich in der

HDP konservative Kurden, mus-
limische Kurden, konservative
Türken und muslimische Türken
einfinden. Aber eine Festlegung
der HDP als muslimische Partei
lehnt Demirtaş ab. „Unserer Par-
tei ist keine Partei des politischen
Islam, aber als Religionsgruppe ist
jede in ihr vertreten“.
Auf Fragen hinsichtlich der TAK
antwortete Demirtaş: „Es gibt
eigentlich niemanden der die
TAK mehr kritisiert, sie mehr
warnt und sie mehr auffordert
diese Art der Aktionen zu been-
den als uns.  Mit Terroraktionen,
die Zivilisten zum Ziel haben,
haben wir in keinster Weise etwas
zu tun. Jegliche Toleranz oder
Sympathie durch die HDP ist
undenkbar. Wir haben jene Orga-
nisation mit dem Namen TAK
immer dazu aufgerufen solche
Aktionen zu unterlassen und sie
aufgefordert, die Drohung in
Zukunft weiterhin solche Aktio-
nen durchzuführen und sie noch
zu forcieren, zurück zu nehmen.“
(...)

(YH/ANF, 16./18.6., ISKU)

Zwei Mal lebenslänglich ...


